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Ausgangssituation
Ein strukturelles Problem für die Schaffung von mehr 
Wohnraum stellt die Knappheit an Bauland dar. Diese kann 
topografische oder planerische Gründe haben; vorliegend 
geht es um die mangelnde Verkaufsbereitschaft von Grund-
stückseigentümern. Oftmals werden hier unscharfe Begrif-
fe, wie „Grundstücksspekulation“ oder „Hortung“, bemüht. 
Aus ökonomischer Sicht ist für die „Hortung“ von Grundstü-
cken v. a. der Charakter von Grundstücken als sogenannte 
Realoption maßgeblich verantwortlich – eine Sichtweise, 
die v. a. im angloamerikanischen Raum verbreitet ist (Gelt-
ner et al. 2007, S. 729–755). Danach zahlt man im Kaufpreis 
des Bodens nicht nur für die zukünftigen (kapitalisierten) 
Bodenrenten, sondern auch für den Wert des „Warten-Kön-
nens“. Der Inhaber der Realoption Boden muss die Bebau-
ung nicht sofort vornehmen, sondern kann warten, bis sich 
eventuelle Risiken verflüchtigt haben. Das Risiko, dass das 
unbebaute Grundstück zwischenzeitig einen Wertverlust 
erleidet, ist gering. Eine sequenzielle Investitionsstrategie 
mit asymmetrischem Risikoprofil hat aber einen Wert, der 
über die kapitalisierten Erträge hinausgeht. 

Wo liegt das Problem? Der nicht direkt durch Grundstücks-
erträge unterlegte Wert des „Warten-Könnens“ schraubt 
den Grundstückspreis oftmals in eine Höhe, die durch die 
Bodenerträge nicht gedeckt und für Bauwillige nicht mehr 
zu schultern ist. Im Extremfall wird gar nicht verkauft. 

Die Grundsteuer C kann als ein Instrument verstanden wer-
den, um gezielt den Wert des „Warten-Könnens“ zu dämp-
fen (Löhr 2023). Die Grundsteuer C ist keine neue Erfindung. 
In den Jahren 1961 und 1962 gab es bereits eine Vorgän-
gerin („Baulandsteuer“), die „gehorteten“ Grundstücken 
eine Zusatzbelastung aufbürdete. Die Baulandsteuer stieß 
allerdings auf massive Kritik. Unter anderem blieb die ge-
wünschte Mobilisierungswirkung aus, obwohl die Steuer-
belastung oftmals um das Vier- bis Sechsfache stieg. 

Allein aus dem Scheitern der historischen Baulandsteuer 
kann aber nicht auf einen Misserfolg der neuen Grundsteu-
er C geschlossen werden. Unter anderem haben sich die 
Bodenmarktverhältnisse seit den sechziger Jahren massiv 
geändert. Die Aufhebung der Preisstoppvorschriften (§ 185 

BBauG) erzeugte damals erhebliche Preissteigerungser-
wartungen für Grundstücke. Diese dürften heute im Durch-
schnitt geringer ausfallen, wenngleich sich die Preise auf 
einem deutlich höheren Niveau befinden. 

Ausgestaltung der Grundsteuer C
Nachfolgend wird auf die bundesgesetzlich geregelte 
Grundsteuer C Bezug genommen, die in § 25 Abs. 5 GrStG 
geregelt ist und ab dem 1. Januar 2025 anwendbar sein 
soll. Sie ist nicht als eine eigenständige Steuer zu verste-
hen, sondern als eine besondere Möglichkeit zur Erhöhung 
des Hebesatzes für baureife, aber unbebaute Grundstücke, 
der auf den Steuermessbetrag angelegt wird. Bekanntlich 
wichen fünf Bundesländer nicht nur bezüglich der Grund-
steuer B vom Bundesmodell ab (Art. 72 Abs. 3 Nr. 7 GG), 
sondern führten auch bezüglich der Grundsteuer C eigene 
Regelungen ein, die sich jedoch an das Bundesmodell mehr 
oder weniger anlehnen. Bayern verzichtet dabei gänzlich 
auf eine Grundsteuer C. Im Bundesmodell ist keine Ober-
grenze für den erhöhten Hebesatz vorgesehen (so aber in 
Hessen, siehe § 26 GrStG). Ob und in welcher Höhe ein ge-
sonderter Hebesatz in ausgewählten Zonen des Gemeinde-
gebietes festgelegt wird, obliegt den Kommunen.

Erster Problemkomplex: Welche  
Grundstücke sollen einbezogen werden?
Die Kommune muss zunächst die Gebiete mit besonde-
rem Steuerungsbedarf identifizieren. Nach § 25 Abs. 5 S. 7 
GrStG sind die genaue Bezeichnung der baureifen Grund-
stücke, deren Lage und das Gemeindegebiet, auf das sich 
der gesonderte Hebesatz bezieht, nach den Verhältnissen 
zu Beginn eines Kalenderjahres von der Gemeinde zu be-
stimmen und im Wege einer Allgemeinverfügung öffentlich 
bekannt zu geben. Gemäß § 25 Abs. 5 S. 8 GrStG sind die 
städtebaulichen Erwägungen nachvollziehbar darzulegen 
und die Wahl des Grundsteuer-C-relevanten Gemeindege-
biets zu begründen. Dabei sind – anders als im ursprüngli-
chen Gesetzentwurf – „städtebauliche Gründe“ maßgebend, 
und nicht mehr allein der „besondere Wohnraumbedarf“ 
(Grootens 2022, § 25 GrStG, Rz. 161–174). Als städtebauli-
che Gründe kommen nun insbesondere die Deckung eines 

Ab 2025 können Gemeinden unbebaute, aber baureife Grundstücke mit einem höheren Steuersatz belegen, um Druck 
auf die Bebauung der betroffenen Flächen auszuüben („Grundsteuer C“). Das historische Vorbild der Baulandsteuer 
(1961/1962) gilt als gescheitert. Stehen die Chancen für die neu aufgelegte Grundsteuer C besser? 

Grundsteuer C:  
die Wiederkehr einer Untoten

Dirk Löhr 



246 vhw FWS 5 / September–Oktober 2024

Stadtentwicklung
Grundsteuer C: die Wiederkehr einer Untoten

erhöhten Bedarfs an Wohn- und Arbeitsstätten sowie von 
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen, die Nachverdich-
tung bestehender Siedlungsstrukturen oder die Stärkung 
der Innenentwicklung in Betracht (§ 25 Abs. 5 S. 4 GrStG). 
Dies beinhaltet auch potenzielle Flächen für Gemeinbe-
darfseinrichtungen (Hochschulen, Krankenhäuser, Kinder-
tagesstätten etc.). Auch aus der „Bodenschutzklausel“ des 
§ 1a Abs. 2. S. 1 BauGB kann u. U. eine städtebauliche Be-
gründung abgeleitet werden.

Der Geltungsbereich der Grundsteuer-C muss mindestens 
10 Prozent des gesamten Gemeindegebiets umfassen und 
mehrere baureife Grundstücke beinhalten. Unabhängig 
vom Gesetzeswortlaut dürfte es zulässig sein, mehrere Ge-
meindegebiete als „Grundsteuer-C-Zonen“ zu definieren. 
Es wird aber als nicht sachgerecht angesehen, das gesamte 
Gemeindegebiet in eine einzige Zone einzubeziehen.

Abb. 1: Nicht mehr nutzbares Gebäude in einem zu verdichtenden Zusam-
menhang in St. Wendel (Foto: Dirk Löhr) 

Grundsätzlich müssen sämtliche unbebaute und baureife 
Grundstücke innerhalb des möglichen Geltungsbereichs 
durch die Kommune bewertet werden. Dies ist jedoch nicht 
trivial. Zunächst kann ein Grundstück aus mehreren Flur-
stücken bestehen. Die steuerliche Betrachtung orientiert 
sich jedoch an „wirtschaftlichen Einheiten“. Deren Abgren-
zung kann von der eher zivilrechtlichen Betrachtung der 
Kommunen abweichen. Unter „baureifen Grundstücken“, 
die von der Grundsteuer C betroffen sein können, sind un-
bebaute Grundstücke i. S. d. § 246 BewG zu verstehen, die 
der Grundsteuerpflicht unterliegen und innerhalb oder au-
ßerhalb eines Plangebiets trotz ihrer Baureife nicht genutzt 
werden (Grootens 2022, § 25 GrStG, Rz. 125). Auch Grund-
stücke im unbeplanten Innenbereich können betroffen sein 
(§ 73 Abs. 2 BewG ist insoweit nicht anzuwenden). Unter 
Umständen bedarf es jedoch der Überarbeitung der be-
stehenden Abgrenzungssatzung nach § 34 BauGB und der 
Aufstellung neuer Bebauungspläne (siehe auch § 69 Abs. 1 
und 2 BewG). 

Auf dem betreffenden Grundstück dürfen sich keine nutz-
baren Gebäude befinden. Nicht nutzbare Gebäude (z. B. 
„Schrottimmobilien“) sind für die Frage der Bebauung 
unbeachtlich. Ein Neubau zählt erst ab Bezugsfertigkeit 
(Nutzbarkeit); ob das Gebäude dann tatsächlich genutzt 
wird, ist nicht relevant. Bebauungshindernisse zivilrecht-
licher Art (z. B. Streit innerhalb einer Erbengemeinschaft) 
sind unbeachtlich. Ob ein Grundstück bebaubar ist, richtet 
sich nach objektiven Gegebenheiten, nicht nach den Be-
bauungsvorstellungen des Eigentümers. Für die Qualifi-
kation als „bebautes Grundstück“ genügen auch Garagen 
und Nebengebäude. Auch untergenutzte Teile der jewei-
ligen wirtschaftlichen Einheit gelten als bebaut. Solange 
das Bauplanungsrecht dies zulässt, ist ebenfalls die Er-
richtung von Nichtwohngebäuden ausreichend. Die Bei-
spiele verdeutlichen, dass die neue Grundsteuer C nur 
einen Bruchteil der problematischen Flächen umfasst. 
Regelmäßig wird § 42 AO (Missbrauch von rechtlichen Ge-
staltungsmöglichkeiten) bei Umgehungen nicht anwend-
bar sein.

Sind die Grundsteuer-C-Zonen gebildet, stellen sich weite-
re baurechtliche Fragen: Ist z. B. die Aufnahme von Grund-
stücken in die Karte bereits eine positiv beschiedene Bau-
voranfrage? Besteht dann auch grundsätzlich Anspruch auf 
die Erteilung einer Baugenehmigung? Dürfen Grundstücke 
in die Karte aufgenommen werden, die so klein sind, dass 
kein Stellplatznachweis möglich ist? Vorliegend können 
diese Fragen jedoch nicht behandelt werden. 

Zweiter Problemkomplex:  
Welcher Hebesatz sollte angelegt werden?
Um die bauliche Nutzung von Grundstücken zu stimulieren, 
muss der Wert des „Warten-Könnens“ neutralisiert werden. 
Übersetzt man grob den Nutzen der „Vorhaltung“ mit „Auf-
wertungserwartungen“, ist eine Relativbetrachtung sinn-
voll. Eine zunächst überschaubar erscheinende absolute 
Wertsteigerungserwartung in einer weniger teuren Lage 
kann ja eine höhere relative Wertsteigerung bedeuten als 
eine hohe absolute Wertsteigerungserwartung in einer 
hochpreisigen Lage. Die Orientierung ist möglich an den 

	■ voraussichtlichen durchschnittlichen prozentualen Wert-
steigerungen im Gemeindegebiet. Die Betrachtung wäre 
also großräumig. Dann aber würden die Grundstücke mit 
überdurchschnittlichen Aufwertungserwartungen nicht 
erfasst. Gerade unter diesen können sich jedoch die Pro-
blemgrundstücke befinden. 

	■ Grundstücken mit den höchsten (relativen) Wertsteige-
rungspotenzialen. Man müsste hierfür also kleinteilig, 
möglichst sogar bodenrichtwertscharf vorgehen. Ent-
sprechend hoch wäre der Aufwand zur Identifikation der 
relevanten Grundstücke. 
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Bei den Aufwertungserwartungen handelt es sich um sub-
jektive Einschätzungen der Grundstückseigentümer. Die 
Erwägungen hierbei können unterschiedlich sein. Der eine 
möchte ein Grundstück für Familienmitglieder sichern 
(„Enkelgrundstücke“), der nächste eine persönliche oder 
wirtschaftliche Unsicherheitssituation abwarten, ein an-
derer spekuliert möglicherweise direkt auf die Aufwertung 
des Grundstücks (klassische „Spekulation“). Auch steuer-
liche Aspekte (z. B. die Zehnjahresfrist in § 23 EStG) kön-
nen eine Rolle spielen. In dieser Gemengelage können die 
Bodenrichtwerte kaum brauchbare Hinweise geben, zumal 
es sich um objektive, von den Gutachterausschüssen aus 
den Grundstückstransaktionen abgeleitete Werte handelt. 
Überzeugende Lösungen sind nicht in Sicht: 

	■ Weder in einer groß- noch in einer kleinteiligen Betrach-
tung ergibt es viel Sinn, die durchschnittlichen Wertstei-
gerungen aus der Vergangenheit für die Zukunft fortzu-
schreiben. Märkte können drehen. Schließlich werden 
auch die künftige Entwicklung der Infrastruktur, anste-
hende Änderungen der Bauleitplanung etc. in den betref-
fenden Gemeindegebieten auf diese Weise nicht berück-
sichtigt.

	■ Man könnte versuchen, eingespielte Verfahren, wie man 
sie z. B. aus der Sanierungsbewertung kennt, auf die vor-
liegend diskutierte Problematik zu übertragen. Meines 
Wissens liegen hier aber noch keine Versuche vor. 

	■ Eine weitere Möglichkeit ist der sogenannte intersub-
jektive Preisvergleich (Reuter 2007). Hierbei schätzen 
mehrere Experten unabhängig voneinander die Preis-
steigerungserwartungen ab. Dies ist jedoch mit gro-
ßem Aufwand verbunden und nicht für eine Vielzahl von 
Grundstücken tauglich. 

	■ Theoretisch wären auch standardisierte Bewertungen 
mit dem Realoptionsverfahren möglich. Allerdings sind 
diese Verfahren in Deutschland unbekannt; bei den Gut-
achterausschüssen bestehen diesbezüglich keine Erfah-
rungen. 

Es bleibt festzuhalten, dass die Festlegung eines passenden 
Hebesatzes nach dem derzeitigen Stand der Möglichkeiten 
ein Blindflug ist.

Dritter Problemkomplex:  
Gefahr der Fehlallokation?
Aus einer Reihe von Gründen besteht zudem die Gefahr von 
Fehlallokationen: 

	■ So kann z. B. die Verzögerung von baulichen Investitio-
nen unter bestimmten Umständen auch wohlfahrtserhö-
hend sein. Eine Unterscheidung zwischen wohlfahrtser-
höhenden und wohlfahrtssenkenden Verzögerungen der 
Investitionstätigkeit durch die Kommune ist jedoch kaum 
möglich. 

	■ Auch ist es z. B. denkbar, dass Investoren die Nachfrage 
nach Grundstücken in Gemeinden mit geringerer Besteu-
erungshöhe verlagern, in denen die Grundstückspreise 
dann auf ein fundamental nicht mehr gerechtfertigtes 
Niveau getrieben werden könnten. 

	■ Schließlich sind Konstellationen denkbar, bei denen es 
zu Überwälzungen der Grundsteuer C auf den Grund-
stückskäufer kommt. Anekdotischer Evidenz zufolge war 
dies auch bei der historischen Grundsteuer C der Fall 
(Henger 2018). 

Vierter Problemkomplex:  
steuerrechtliche Fragen
Das Ziel der Grundsteuer C dürfte am ehesten erreicht 
werden, wenn sich der Hebesatz an den höchsten relativen 
Aufwertungserwartungen orientiert – wie auch immer dies 
praktisch umgesetzt werden soll. Allerdings muss der er-
höhte Hebesatz nach § 25 Abs. 5 S. 9 GrStG einheitlich auf 
alle erfassten Grundstücke angewendet werden. Dann aber 
dürfte er bei Grundstücken mit geringerer Aufwertungser-
wartung das zur Mobilisierung erforderliche Maß regelmä-
ßig übersteigen. Würde man von einer durchschnittlichen 
Aufwertungserwartung für die gesamte Gemeinde ausge-
hen, wäre dieses Problem zwar minderschwer, aber für die 
Grundstücke mit geringer Aufwertungserwartung ebenfalls 
noch vorhanden. Dann stellt sich die Frage, ob bezüglich 
der in die „Grundsteuer-C-Zone“ einbezogenen Grundstü-
cke mit geringerer Aufwertungserwartung das Übermaß-
verbot bzw. der allgemeine Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 
GG) verletzt ist. 

Generell kann gefragt werden, ob es sich bei der Grundsteu-
er C um eine verfassungswidrige Erdrosselungssteuer han-
delt. Diese läge vor, wenn die Steuer so hoch gesetzt wird, 
dass der Fiskalzweck obsolet wird (BVerfG 2006). Meines Er-
achtens spricht jedoch vor dem Hintergrund der Erwägungs-
gründe des historischen Urteils zur Baulandsteuer vom 
19.04.1968 (III R 78/67) viel dafür, dass insoweit auch die neue 
Grundsteuer C vor Gericht bestehen wird. Allerdings werden 
viele Punkte, über die der Bundesfinanzhof in seinem histo-
rischen Urteil vor dem Hintergrund der damaligen Situation 
entschieden hat, auch neu bewertet werden müssen.

Ceterum censeo: Tinbergen-Regel beachten! 
Die Abgabenordnung erlaubt in § 3 Abs. 1 S. 2 das „Steuern 
mit Steuern“, solange die Einnahmenerzielung nicht voll-
kommen unter den Tisch fällt. Dennoch ergeben sich gegen 
eine solche Lenkungssteuer Vorbehalte vor dem Hinter-
grund der sogenannten Tinbergen-Regel (Tinbergen 1952). 
Diese allgemeine Einsatzregel für (wirtschafts-)politische 
Instrumente besagt, dass jedes Ziel mit einem eigenstän-
digen Instrument verfolgt werden sollte. Die Grundsteuer 
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Gesamtstädtische Ausgangslage – gut und 
schlecht nah beieinander
Aufbauend auf einem räumlichen Strukturkonzept für die 
Stadt Gelsenkirchen wurde der Wohnungsmarkt in Gel-
senkirchen sowohl im Rahmen eines Handlungskonzepts 
Wohnen (2020) als auch fortlaufend durch Wohnungsmarkt-
berichte analysiert. Die Analyse des Wohnungsmarkts in 
Gelsenkirchen zeigt eine differenzierte Realität. Während 
die Stadt insgesamt einen Überhang an Wohnraum aufweist, 
entspricht dieser häufig nicht den heutigen Ansprüchen an 
ein gesundes und qualitätsvolles Wohnen. Die Folge sind 
zahlreiche nicht mehr marktgängige Immobilien und eine 
zunehmende Anzahl an Wohnungsleerständen, was das 
tatsächliche Angebot an Wohnraum in Gelsenkirchen ein-
schränkt. Besonders für bestimmte Bevölkerungsgruppen, 

wie Familien, Senioren und junge Menschen mit mittlerem 
Einkommen, ist der Markt angespannt. Es fehlen große, be-
zahlbare Wohnungen für Familien und kleine, barrierefreie 
Singlewohnungen, die den heutigen energetischen und öko-
logischen Standards entsprechen.

Die bisherige Investitionstätigkeit im Wohnungssektor kann 
die sozialen und städtebaulichen Strukturen in der Stadt nicht 
nachhaltig stabilisieren. Bei steigenden Einwohnerzahlen 
nimmt der Anteil einkommensschwacher Haushalte zu, was 
zu einem sozialen und städtebaulichen Wandel führt. In den 
Quartieren treten gute und schlechte Entwicklungen neben-
einander auf, wobei schlechtere Entwicklungen benachbarte 
gute Lagen zunehmend abwerten. Die Wohnraumstrategie 
muss deshalb differenziert vorgehen und sowohl Bestands-
modernisierungen als auch behutsamen Neubau im Sinne 

Mit der Zukunftspartnerschaft, die die Stadt Gelsenkirchen mit dem Land Nordrhein-Westfalen geschlossen hat, wird 
ein zukunftsorientierter Ansatz verfolgt, um die Herausforderungen im Bereich der Wohnungsmarktstabilisierung und 
-bereinigung zu bewältigen. Ein Fokus liegt auf dem Rückbau von Problemimmobilien, um negative Auswirkungen auf 
angrenzende Objekte oder ganze Straßenzüge zu minimieren. Gelsenkirchen hat bereits bewährte Strategien zur Be-
seitigung von Problemimmobilien etabliert, wie die Erfahrungen an der Bochumer Straße im Stadtteil Ückendorf zei-
gen. Um diese Erfolge auf die gesamte Stadt auszuweiten, bedarf es einer differenzierten Herangehensweise, weil 
verschiedene Immobilientypen, Eigentümer und städtebauliche Lagen unterschiedliche Lösungsansätze erfordern. Ein 
zentraler Punkt ist die Verbesserung der rechtlichen Mittel, um unkooperative Eigentümer zu erreichen und die not-
wendigen Maßnahmen durchführen zu können.

Ein Pakt für die Zukunft zur  
qualitätvollen Innenentwicklung

Michaela Klee

sollte demnach als ein Instrument der (kommunalen) Ein-
nahmenerzielung dienen, die städtebaulichen Ziele sollten 
mit dem städtebaulichen Instrumentarium des Baugesetz-
buchs verfolgt werden. Letztere wären ggfs. zu schärfen. Zu 
denken wäre hier z. B. an die Einführung der Innenentwick-
lungsmaßnahme. Die Grundsteuer C kann nämlich zu städte-
baulich unerwünschten Ausweichreaktionen (z. B. Alibi-Be-
bauung) oder auch dazu führen, dass ggfs. Fehlallokationen 
oder Überwälzungsreaktionen stattfinden (s. oben). Ange-
sichts der diesbezüglichen Unsicherheiten ist eine Evaluati-
on der Folgewirkungen der Grundsteuer C wünschenswert. 
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